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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1984 Ausgegeben am 13. Dezember 1984 205. Stück

4 9 6 . Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der Sozialistischen
Republik Rumänien betreffend die grenzüberschreitende Beförderung von Personen
und Gütern auf der Straße samt Zusatzprotokoll
(NR: GP XVI RV 264 AB 315 S. 55. BR: AB 2868 S. 450.)

4 9 7 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Deutschen
Demokratischen Republik über die wirtschaftliche, industrielle und technische Zusam-
menarbeit samt Anlage

496.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Zusatzprotokoll wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REGIERUNG DER
REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER
REGIERUNG DER SOZIALISTISCHEN
REPUBLIK RUMÄNIEN BETREFFEND
DIE GRENZÜBERSCHREITENDE BE-
FÖRDERUNG VON PERSONEN UND

GÜTERN AUF DER STRASSE

Die Regierung der Republik Österreich und die
Regierung der Sozialistischen Republik Rumänien,
in der Folge als „Vertragsparteien" bezeichnet,

in dem Wunsch, die grenzüberschreitende Beför-
derung von Personen und Gütern auf der Straße
zwischen ihren Staaten und im Transitverkehr über
ihre Gebiete zu regeln und zu fördern,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1
Die Bestimmungen dieses Abkommens gelten für

die grenzüberschreitende Beförderung von Perso-
nen und Gütern auf der Straße zwischen den bei-
den Staaten sowie im Transit über ihre Gebiete.

Artikel 2
Im Sinne dieses Abkommens bedeutet:
(1) „Unternehmer" jede physische oder juristi-

sche Person sowie jede Gesellschaft mit dem
Hauptsitz entweder in der Republik Österreich
oder in der Sozialistischen Republik Rumänien, die
zur gewerbsmäßigen Beförderung von Personen
oder Gütern auf der Straße oder zum Werkverkehr
befugt ist.

(2) „Fahrzeug" jedes Kraftfahrzeug, das zur
Beförderung von Gütern oder zur Beförderung von
mehr als neun Personen — einschließlich des Len-
kers — gebaut und auf der Straße verwendet wird
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und im Gebiet einer der beiden Vertragsparteien
zugelassen ist. „Fahrzeug" bedeutet auch die Ein-
heit, bestehend aus einem Fahrzeug, das auf dem
Gebiet einer der beiden Vertragsparteien zugelas-
sen ist, und einem Anhänger oder Sattelanhänger,
der in einem Drittland zugelassen ist. In diesem Fall
werden für den Anhänger und für den Sattelanhän-
ger dieselben Vorschriften wie für das ziehende
Fahrzeug angewendet.

(3) „Genehmigung" jede Lizenz oder Vollmacht,
die in Übereinstimmung mit den geltenden Rechts-
vorschriften von einer der beiden Vertragsparteien
ausgestellt wird und die während ihrer Gültigkeits-
dauer einen Unternehmer berechtigt, mit einem
Kraftfahrzeug Beförderungen zwischen den Gebie-
ten der beiden Vertragsparteien oder im Transit
über ihre Gebiete durchzuführen.

PERSONENBEFÖRDERUNGEN

Artikel 3

(1) Als Kraftfahrlinienverkehr wird die Perso-
nenbeförderung mit Omnibussen auf einer
bestimmten Strecke nach festgelegtem Fahrplan
und Tarif bezeichnet, mit der Berechtigung, an den
Ausgangs- und Endpunkten und anderen festgeleg-
ten Haltestellen Reisende aufzunehmen oder abzu-
setzen.

(2) Eine Kraftfahrlinie kann mit Genehmigung
der zuständigen Behörden beider Vertragsparteien
für das Streckenstück ihres Gebietes, entsprechend
ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften, sowie
mit der Zustimmung der Transitstaaten errichtet
werden. Die Genehmigung wird für die Dauer von
ein bis fünf Jahren auf der Grundlage der Gegen-
seitigkeit erteilt.

(3) Anträge auf Erteilung der Genehmigungen
gemäß Absatz 2 werden rechtzeitig der zuständi-
gen Behörde der anderen Vertragspartei schriftlich
übermittelt. Diese Anträge müssen folgende Anga-
ben enthalten: Name und Firma des Unternehmers,
Fahrtstrecke, Fahrplan, Tarife, Haltestellen zur
Aufnahme oder Absetzung von Fahrgästen, sowie
die Betriebsperiode.

(4) Die zuständigen Behörden der beiden Ver-
tragsparteien entscheiden einvernehmlich auf
schriftlichem Weg oder im Gemischten Ausschuß
insbesondere folgende Angelegenheiten:

a) Einrichtung neuer Kraftfahrlinien;
b) Fahrpläne;
c) Tarife;
d) Beförderungsbedingungen;
e) Einschränkung, Erweiterung oder Einstellung

von Kraftfahrlinien.

Artikel 4

Von den in Artikel 5 angeführten Ausnahmen
abgesehen dürfen Personenbeförderungen im Gele-
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genheitsverkehr von Unternehmern der einen Ver-
tragspartei nur mit einer im vorhinein von der
zuständigen Behörde der anderen Vertragspartei
ausgestellten Genehmigung durchgeführt werden.

Artikel 5

(1) Nicht genehmigungspflichtig sind folgende
Personenbeförderungen:

1. Die Beförderung derselben Personen mit
demselben Fahrzeug auf der gesamten Fahrt-
strecke, wobei der Ausgangs- und Endpunkt
der Reise innerhalb des Landes liegt, in dem
das Fahrzeug zugelassen ist, und während der
Fahrt oder bei Haltestellen außerhalb des
betreffenden Landes keine Person aufgenom-
men oder abgesetzt wird.

2. Die Beförderung einer Personengruppe von
einem Ort auf dem Gebiet der Vertragspartei,
in der das Fahrzeug zugelassen ist, zu einem
Ort auf dem Gebiet der anderen Vertragspar-
tei, wobei die Rückfahrt eine Leerfahrt ist.

3. Die Personenbeförderung im Gelegenheits-
verkehr im Transit durch das Gebiet der
anderen Vertragspartei, sofern die Fahrtdauer
mehr als 16 Tage beträgt.

(2) Ausnahmsweise dürfen Reisende auf dem
Gebiet der anderen Vertragspartei aufgenommen
oder abgesetzt werden, wenn eine Bewilligung der
zuständigen Behörde dieser Vertragspartei vorliegt.

GÜTERBEFÖRDERUNG

Artikel 6

(1) Mit Ausnahme der in Artikel 8 angeführten
Beförderungen dürfen Güterbeförderungen zwi-
schen den Gebieten der beiden Vertragsparteien
oder im Transit über deren Gebiete nur auf Grund
einer vorher von der zuständigen Behörde der
anderen Vertragspartei ausgestellten Genehmigung
durchgeführt werden; die Genehmigung gilt für ein
Fahrzeug oder eine Kombination von Fahrzeugen.

(2) Die Genehmigung wird von der zuständigen
Behörde der Vertragspartei, in deren Bereich das
Fahrzeug zugelassen ist, im Namen der zuständi-
gen Behörde der anderen Vertragspartei auf den
Namen des betreffenden Unternehmers ausgege-
ben; sie darf nur von diesem Unternehmer verwen-
det werden und ist nicht übertragbar.

Artikel 7

(1) Die zuständigen Behörden der beiden Ver-
tragsparteien vereinbaren auf der Grundlage der
Gegenseitigkeit die Art und Anzahl der Genehmi-
gungen für das folgende Jahr; sie werden bis zum
30. November eines jeden Jahres übermittelt wer-
den.

(2) Die zuständigen Behörden der beiden Ver-
tragsparteien bestimmen im gegenseitigen Einver-
nehmen das Musterformular für die Genehmigung.
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Artikel 8

Keiner Genehmigungspflicht unterliegen:

a) Die Leereinfahrt im Güterverkehr eingesetz-
ter Fahrzeuge, die verwendet werden für:
— den Ersatz von beschädigten Fahrzeugen,
— die Beförderung, Abschleppung oder

Reparatur von unfallbeschädigten Fahr-
zeugen;

b) die Beförderung von Leichen;
c) die Beförderung von Kunstgegenständen und

Kunstwerken für Messen und Ausstellungen
oder für andere kulturelle Veranstaltungen;

d) die Beförderung von Gegenständen und Aus-
rüstungen, die zur Werbung und Information
bestimmt sind;

e) die Beförderung von Umzugsgut;
f) die Beförderung von Geräten, Zubehör und

Tieren zu oder von Theater-, Musik-, Film-
oder Sportveranstaltungen, sowie zu Film-,
Rundfunk- und Fernsehaufnahmen;

g) die Beförderung von Gegenständen für die
medizinische Versorgung in Notfällen, insbe-
sondere bei Naturkatastrophen.

ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUN-
GEN

Artikel 9

Die in Artikel 2 genannten Unternehmer können
Beförderungen zwischen dem Gebiet der anderen
Vertragspartei und einem Drittland sowie von
einem Drittland in das Gebiet der anderen Ver-
tragspartei durchführen, sofern sie dafür die
Genehmigung der zuständigen Behörde der ande-
ren Vertragspartei erhalten haben.

Artikel 10

(1) Falls das Gewicht, die Abmessungen oder der
Achsdruck des Fahrzeuges die auf dem Gebiet
einer Vertragspartei geltenden Höchstgrenzen
überschreiten, benötigt das Fahrzeug eine beson-
dere Bewilligung der zuständigen Behörde der
betreffenden Vertragspartei.

(2) Bindet diese Bewilligung das Fahrzeug an
eine bestimmte Route, so ist die Beförderung nur
auf dieser Route zulässig.

Artikel 11

Keine Bestimmung dieses Abkommens gibt
einem Unternehmer einer Vertragspartei das Recht,
auf dem Gebiet der anderen Vertragspartei Perso-
nen oder Güter zur Beförderung innerhalb dieses
Gebietes aufzunehmen.

Artikel 12

In allen Fällen, die nicht durch die Bestimmun-
gen dieses Abkommens oder internationaler Über-
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einkommen geregelt sind, zu deren Vertragsstaaten
die beiden Vertragsparteien gehören oder denen sie
beigetreten sind, finden die nationalen Rechtsvor-
schriften der beiden Vertragsparteien Anwendung.

Artikel 13

(1) Bei Zuwiderhandlungen eines Unternehmers
oder seines Fahrpersonals gegen die auf dem
Gebiet der anderen Vertragspartei gehenden
Rechtsvorschriften, gegen die Bestimmungen dieses
Abkommens oder gegen die in der Beförderungsge-
nehmigung angeführten Bedingungen, kann die
zuständige Behörde des Landes, in dem das Fahr-
zeug zugelassen ist, auf Ersuchen der zuständigen
Behörde der anderen Vertragspartei folgende Maß-
nahmen treffen:

a) Verwarnung des betreffenden Unternehmers
mit dem Hinweis, die geltenden Vorschriften
einzuhalten;

b) Einstellung der Ausgabe von Genehmigungen
an den betreffenden Unternehmer für Beför-
derungen auf dem Gebiet der Vertragspartei,
in dem die Zuwiderhandlung begangen
wurde, oder Widerruf einer bereits erteilten
Genehmigung.

(2) Die zuständigen Behörden beider Vertrags-
parteien unterrichten einander über Zuwiderhand-
lungen nach Abs. 1.

(3) Die Bestimmungen dieses Artikels gelten
unbeschadet der gesetzmäßigen Maßnahmen, die
von den Gerichten oder Verwaltungsbehörden der
Vertragspartei, auf deren Gebiet die Zuwiderhand-
lung begangen wurde, getroffen werden.

Artikel 14

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragspar-
teien bestimmen einvernehmlich die Dokumente
betreffend die Kontrolle der gemäß den Bestim-
mungen dieses Abkommens durchgeführten Beför-
derungen.

(2) Die Genehmigungen und andere auf Grund
dieses Abkommens erforderlichen Dokumente sind
im Fahrzeug mitzuführen und auf Verlangen den
Kontrollberechtigten der Vertragsparteien vorzu-
weisen.

Artikel 15

Die grenzüberschreitende Güterbeförderung
unterliegt der Abgabenerhebung gemäß den jeweils
geltenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften der
beiden Vertragsparteien.

Artikel 16

Die Vertragsparteien geben einander die für die
Durchführung dieses Abkommens zuständigen
Behörden bekannt. Diese Behörden verkehren
direkt miteinander.
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Artikel 17

(1) Die zuständige Behörde jeder Vertragspartei
kann das Zusammentreten eines aus Vertretern bei-
der Vertragsparteien gebildeten Gemischten Aus-
schusses zur Erörterung von Fragen, die sich bei
der Auslegung und Durchführung dieses Abkom-
mens ergeben, verlangen.

(2) Der Gemischte Ausschuß tritt abwechselnd
auf dem Gebiet der einen oder der anderen Ver-
tragspartei zusammen.

Artikel 18

Alle Zahlungen, die sich aus der Durchführung
dieses Abkommens ergeben, erfolgen in frei kon-
vertierbarer Währung oder gemäß dem zwischen
den beiden Vertragsparteien geltenden Zahlungs-
abkommen.

Artikel 19

Die Auslegung und die Durchführung dieses
Abkommens ist in dem angeschlossenen Zusatzpro-
tokoll geregelt. Sollten damit zusammenhängende
Fragen von den zuständigen Behörden der Ver-
tragsparteien nicht auf direktem Weg untereinan-
der gelöst werden können, so sind sie auf diploma-
tischem Weg zu lösen.

Artikel 20

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des
dritten Monats nach dem Monat in Kraft, in dem
die Vertragsparteien einander auf diplomatischem
Weg schriftlich mitgeteilt haben, daß die für das
Inkrafttreten des Abkommens erforderlichen inner-
staatlichen Voraussetzungen erfüllt sind.

(2) Dieses Abkommen gilt für ein Jahr nach
Inkrafttreten. Seine Gültigkeit verlängert sich auto-
matisch jeweils um ein Jahr, wenn es nicht von
einer der Vertragsparteien sechs Monate vor
Ablauf der Gültigkeitsdauer schriftlich gekündigt
wird.

(3) Mit dem Inkrafttreten des vorliegenden
Abkommens tritt die am 27. Mai 1964 unterzeich-
nete Vereinbarung zwischen dem Bundesministe-
rium für Handel und Wiederaufbau der Republik
Österreich und dem Ministerium für Transport und
Fernmeldewesen der Rumänischen Volksrepublik
über den Grenzüberschreitenden Güterverkehr auf
der Straße *) außer Kraft.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 252/1964
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Geschehen zu Bukarest am 3. 12. 1983 in zwei
Urschriften, jede in deutscher und rumänischer
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen ver-
bindlich ist.

Für die Regierung der Republik Österreich:

A. Berlakovich e. h.

Für die Regierung der
Sozialistischen Republik Rumänien:

V. Bulucea e. h.

Z U S A T Z P R O T O K O L L

Zwecks Anwendung der Bestimmungen des
Abkommens zwischen der Regierung der Republik
Österreich und der Regierung der Sozialistischen
Republik Rumänien betreffend die grenzüber-
schreitende Beförderung von Personen und
Gütern, das in Bukarest am 3. 12. 1983 unterzeich-
net wurde, wird folgendes vereinbart:

I. PERSONENBEFÖRDERUNGEN

1. Kraftfahrlinienverkehr

1.1. Anträge auf Erteilung der Genehmigungen
für regelmäßige Kraftfahrlinien einschließlich des
Transitverkehrs sind den zuständigen Behörden des
Landes zu übermitteln, in dem das Fahrzeug für
den Verkehr zugelassen wurde.

1.2. Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung
muß die notwendigen Angaben enthalten (Vor-
schlag für den Fahrplan und die Tarife, Fahrt-
strecke, Betriebsperiode im Laufe des Jahres, vorge-
sehene Angaben für den Betriebsbeginn).

1.3. Ist die zuständige Behörde des Landes, in
dem das Fahrzeug zugelassen wurde, in der Lage,
den Antrag zu bewilligen, so überreicht sie ein
Exemplar und ihre Bekanntmachung der zuständi-
gen Behörde der anderen Vertragspartei.

1.4. Die zuständige Behörde jeder Vertragspartei
übermittelt der zuständigen Behörde der anderen
Vertragspartei ein Duplikat der Genehmigung für
ihr Gebiet.

1.5. Der Preis der Fahrkarten ist in der Währung
jenes Staates zu bezahlen, auf dessen Gebiet die
Fahrkarten ausgestellt werden.

2. Gelegenheitsverkehr

2.1. In den Fällen, in denen Personenbeförderun-
gen einer vorherigen Genehmigung unterliegen,
sind die entsprechenden Anträge an die zuständige
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Behörde des Landes, in dem das Fahrzeug zugelas-
sen ist, zu richten. Diese übermittelt die Anträge
spätestens 10 Tage vor dem vorgesehenen Reisean-
tritt der zuständigen Behörde der anderen Ver-
tragspartei.

2.2. Anträge auf Erteilung der Genehmigung
müssen folgende Angaben enthalten:

— Name und Adresse des Reiseveranstalters;
— Name und Adresse des Unternehmers;
— Anzahl der benützten Fahrzeuge;
— Anzahl der beförderten Personen;
— Angaben über den Grenzübertritt mit genauer

Angabe der Strecken, die mit und ohne Fahr-
gäste zurückgelegt werden;

— die Fahrtstrecke und gegebenenfalls jene
Orte, an denen Fahrgäste aufgenommen oder
abgesetzt werden;

— Art der Reise.

2.3. Mit Ausnahme der Namen und der Adressen
des Veranstalters und des Unternehmers kann die
Angabe einer oder mehrerer der oben erwähnten
Daten entfallen, wenn der Unternehmer diese
Daten vor der Durchführung der Beförderung auf
der Fahrtstrecke, die die zuständige Behörde der
anderen Vertragspartei bestimmt, anzeigt.

II. GÜTERBEFÖRDERUNG

3. Genehmigungen

Der Gemischte Ausschuß wird gemäß Artikel 17
erstmals innerhalb von 30 Tagen nach Inkrafttreten
dieses Abkommens zur Erörterung von im Zusam-
menhang mit den in Artikel 7 stehenden Fragen
zusammentreten.

III. GEMEINSAME BESTIMMUNGEN

4. Dokumente

4.1. Folgende Dokumente sind auf Verlangen
der Kontrollberechtigten jeder Vertragspartei vor-
zuweisen :

4.1.1. Fahrtenblatt und Verzeichnis der Reisen-
den für Güterbeförderungen im Gelegenheitsver-
kehr.

4.1.2. Frachtbrief in Übereinstimmung mit dem
Muster, das von der Konvention betreffend den
Vertrag für grenzüberschreitende Güterbeförde-
rung auf der Straße (CMR) festgelegt wurde oder
ein anderes gleichartiges Dokument für Güterbe-
förderung (Werkverkehrsbescheinigung, Ro/Ro-
Verkehr etc.).

4.1.3. Beförderungsgenehmigung für die Beför-
derungen, die der ordnungsgemäßen Genehmigung
unterliegen.
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4.1.4. Führerschein (national oder international)
des Lenkers und Zulassungsschein des Kraftfahr-
zeuges.

Geschehen zu Bukarest am 3. 12. 1983 in zwei
Urschriften, jede in deutscher und rumänischer
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen ver-
bindlich ist.

Für die Regierung der Republik Österreich:

A. Berlakovich e. h.

Für die Regierung der
Sozialistischen Republik Rumänien:

V. Bulucea e. h.

Die Ermächtigung zur Abgabe der in Artikel 20 Absatz 1 vorgesehenen Mitteilung wurde vom Bun-
despräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; das Abkommen tritt gemäß sei-
nem Artikel 20 Absatz 1 am 1. Dezember 1984 in Kraft.

Sinowatz

497.

A B K O M M E N

zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Deutschen Demo-
kratischen Republik über die wirtschaftliche,

industrielle und technische Zusammenarbeit

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik haben,

in dem Wunsche, die wirtschaftliche, industrielle
und technische Zusammenarbeit gemäß den Prinzi-
pien der Gleichberechtigung und des gegenseitigen
Vorteils zu entwickeln,

in dem Bestreben, die Möglichkeiten der wirt-
schaftlichen Entwicklung und des technischen Fort-
schritts beider Staaten zu nutzen,

in Anerkennung der Nützlichkeit langfristiger Ver-
einbarungen für eine stabile Zusammenarbeit,

folgendes vereinbart:

Artikel 1

Die Vertragsparteien werden sich für die Ent-
wicklung der wirtschaftlichen, industriellen und
technischen Zusammenarbeit einsetzen, um
dadurch insbesondere auch den gegenseitigen
Warenaustausch zwischen beiden Staaten weiter-
zuentwickeln. Sie werden entsprechende Initiativen
ihrer Unternehmen, Organisationen und Institutio-
nen unterstützen und die Durchführung dieser
Zusammenarbeit, soweit sie im beiderseitigen Inter-
esse gelegen ist, gemäß den Bestimmungen dieses

Abkommens und nach Maßgabe der innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften durch geeignete Maßnah-
men fördern.

Artikel 2

Die Vertragsparteien werden entsprechend den
wirtschaftlichen Möglichkeiten eine gegenseitig
vorteilhafte Zusammenarbeit auf möglichst vielen
Gebieten unter Heranziehung aller geeigneten For-
men und Methoden der Zusammenarbeit, insbeson-
dere auf den in der Anlage zu diesem Abkommen
angeführten Gebieten und in den dort genannten
Formen und Methoden, unterstützen. Die Anlage
ist ein integrierender Teil dieses Abkommens und
schließt andere Gebiete sowie andere Formen und
Methoden der Zusammenarbeit nicht aus.

Artikel 3

Die Bedingungen, unter denen die wirtschaftli-
che, industrielle und technische Zusammenarbeit
im Einzelfall erfolgen soll, werden durch die
jeweils beteiligten österreichischen Unternehmen,
Organisationen und Institutionen einerseits und
durch die zuständigen Unternehmen, Organisatio-
nen und Institutionen der Deutschen Demokrati-
schen Republik andererseits entsprechend den
innerstaatlichen Rechtsvorschriften durch Verträge
festgelegt.

Artikel 4

Die Vertragsparteien werden einander im Rah-
men ihrer Möglichkeiten über den Abschluß von
Verträgen gemäß Artikel 3 in geeigneter Form
informieren.
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Artikel 5

(1) Auf Lieferungen aus Verträgen gemäß Arti-
kel 3 finden die Bedingungen des zwischen beiden
Staaten jeweils geltenden Handelsabkommens
Anwendung.

(2) Die sich aus solchen Verträgen ergebenden
Zahlungen werden gemäß den zur Zeit der Zah-
lung zwischen den Vertragsparteien geltenden Ver-
einbarungen über den Zahlungsverkehr geleistet.

Artikel 6

(1) Zur Durchführung dieses Abkommens wird
die aus Vertretern der Vertragsparteien gebildete
Gemischte Kommission auf Antrag einer Vertrags-
partei abwechselnd in der Republik Österreich und
in der Deutschen Demokratischen Republik zusam-
mentreten.

(2) Zu den Aufgaben der Gemischten Kommis-
sion gehört die Prüfung von Vorhaben, die von
einer Vertragspartei unterbreitet werden, von Vor-
schlägen, die geeignet sind, zur Entwicklung der
wirtschaftlichen, industriellen und technischen
Zusammenarbeit beizutragen.

(3) Die Gemischte Kommission unterbreitet bei-
den Regierungen Empfehlungen und Lösungsvor-
schläge sowie gegebenenfalls Vorschläge zur Ände-
rung dieses Abkommens. Sie kann zur Untersu-
chung bestimmter Fragen zeitweilig Arbeitsgruppen
bilden.

Artikel 7

Dieses Abkommen tritt am sechzigsten Tage
nach seiner Unterzeichnung in Kraft und ist zehn
Jahre gültig. Es verlängert sich stillschweigend um
jeweils fünf Jahre, wenn es nicht sechs Monate vor
Ablauf der Gültigkeitsdauer durch eine der Ver-
tragsparteien schriftlich auf diplomatischem Wege
gekündigt wird.

Artikel 8

(1) Mit dem Inkrafttreten des vorliegenden
Abkommens verliert das Abkommen zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der Regie-
rung der Deutschen Demokratischen Republik
über die wirtschaftliche, industrielle und technische
Zusammenarbeit vom 7. Dezember 1974 samt
Anlage *) seine Gültigkeit.

(2) Das Außerkrafttreten des vorliegenden
Abkommens berührt nicht die Verwirklichung der
gemäß Art. 3 dieses Abkommens abgeschlossenen
Verträge einschließlich der dazugehörigen, gemäß
Artikel 1 getroffenen Maßnahmen.

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig
bevollmächtigten Unterzeichneten dieses Abkom-
men unterfertigt.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 72/1975

Geschehen zu Berlin, in zwei Urschriften, beide
in deutscher Sprache, am 5. November 1984.

Für die Österreichische
Bundesregierung:

E. Schmidt m. p.

Für die Regierung der Deutschen
Demokratischen Republik:

G. Beil m. p.

A n l a g e

zum Abkommen zwischen der Österreichi-
schen Bundesregierung und der Regierung der
Deutschen Demokratischen Republik über die
wirtschaftliche, industrielle und technische

Zusammenarbeit

Bereiche von gegenseitigem Interesse auf den
Gebieten der wirtschaftlichen, industriellen und
technischen Zusammenarbeit sind insbesondere

— Metallurgie
— Kohleerschließung und -Veredlung
— rationelle Energieanwendung
— Maschinen- und Anlagenbau
— Chemie
— Elektrotechnik/Elektronik
— Agrartechnik
— Forstwirtschaft
— Bauwirtschaft
— Konsumgüterwirtschaft
— Umweltschutz

Formen und Methoden der Zusammenarbeit
sind insbesondere

— Zusammenarbeit bei der Herstellung und
beim Vertrieb von Erzeugnissen

— gemeinsame Erarbeitung und Durchführung
von Projekten, in einem der beiden Länder
und auf dritten Märkten, wenn ein beidersei-
tiges Interesse vorliegt

— Vergabe von Lizenzen und know how (insbe-
sondere produktionstechnische Erfahrungen)

— Austausch wissenschaftlich-technischer
Erfahrungen

— anwendungsorientierte technische For-
schung, Zusammenarbeit auf dem Gebiet des
Normen- und Vorschriftenwesens, der
Metrologie und der Qualitätskontrolle sowie
gegenseitige Anerkennung von technischen
Zeugnissen und Prüfungen

— Durchführung wissenschaftlich-technischer
Veranstaltungen, wie Symposien, Konferen-
zen, Technische Tage.

Das vorstehende Abkommen tritt gemäß seinem
Artikel 7 am 4. Jänner 1985 in Kraft.

Sinowatz


